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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Wahl 


Die Haager Konferenz für internationales Privat- 
reciit hat schon im Jahre 1951 einen Staatsvertrag 
über das Kollisionsrecht auf dem Gebiete der Unter- 
haltspflicht angeregt. Im Jahre 1955 wurde ein Vor- 
entwurf beschlossen und im Jahre 1956 endgültig 
verabschiedet und zur Zeichnung aufgelegt. Er 
bezieht sich auf alle Kinder unter 21 Jahren, einerlei, 
ob sie ehelich oder unehelich sind und betrifft deren 
Unterhaltsrechte gegGnüber den Verwandten in 
gerader Linie. Bei den unehelichen Kindern ist die 
Rechtsverschiedenheit von Land zu Land so groß, 
daß auch die Kollisionsrechte starke Abweichungen 
voneinander enthalten, je nach dem familienrecht- 
lichen Status des unehelichen Kindes, so daß man 
schon immer ihre nötige Versorgung in internatio- 
nalen Fällen nur mit großen Schwierigkeiten er- 
reichen konnte. Das Abkommen knüpft nun den 
Unterhaltsanspruch einfach an den gewöhnlichen 
Aufenthalt des Kindes an, weil dieser ohne Rück- 
sicht auf den familienrechtlichen Status des Kindes 
aus den tatsächlichen Gegebenheiten abgelesen 
werden kann. Bei den ehelichen Kindern sind sowie- 
so die Rechtsgrundlagen für die Unterhaltsverpflich- 
tung der Eltern überall so ähnlich, daß die Anknüp- 
fung an das Recht des Aufenthaltsortes praktisch zu 
keinen größeren Änderungen führen wird. Für das 
uneheliche Kind ist dagegen durch diese Lösung eine 
Rechtsgleichheit unter den Vertragsstaaten herge- 
stellt, ohne daß die Systemunterschiede auf dem Ge- 
biet des unehelichen Kindes selbst hätten verein- 
heitlicht werden müssen. 

Von der vereinbarten Maßgeblichkeit des Rechts 
vom persönlichen Aufenthaltsort des Kindes können 
die Vertragsstaaten durch Gesetzgebungsakte eige- 


nes Recht für den Fall für anwendbar erklären, daß 
alle Elemente des Sachverhalts auf die Zuständig- 
keit im eigenen Recht hinweisen in der Weise, daß 
entweder Unterhaltsgläubiger sowie Unterhalts- 
schuldner die Staatsangehörigkeit dieses Staates 
besitzen und nur der Aufenthaltsort des Kindes 
sich nicht im Lande des Gerichtsstaates befindet 
oder der gewöhnliche Aufenthalt des Schuldners in 
diesem Lande liegt. Dieser Vorbehalt kann auch noch 
nach der Ratifizierung des Übereinkommens in An- 
spruch genommen werden. Die Bundesrepublik 
Deutschland sieht nach der Denkschrift — Druck- 
sache 2585, S. 9, linke Spalte — zur Zeit kein 
Bedürfnis für die vorbehaltene Sonderregelung. 

Die zweite Ausnahme (Artikel 3) betrifft den Fall, 
daß gerade das Recht des Aufenthaltsstaates des 
Kindes dem Kind jeden Unterhaltsanspruch ab- 
spricht. In diesem Fall soll der Gerichtsstaat das 
Recht haben, auf Grund seines alten Kollisionsrechts 
zu einem anderen Ergebnis zu kommen. 

Artikel 4 sieht endlich die Möglichkeit vor, daß 
jeder angerufene Richter den „ordre public" seines 
Landes gegenüber dem für maßgeblich erachteten 
Recht des Aufenthaltsortes des Kindes zur Geltung 
bringen kann. 

Im übrigen wird zu den Einzelheiten des Abkom- 
mens auf die ausführliche Denkschrift verwiesen. 

Das Ratifikationsgesetz enthält in Artikel 2 die 
übliche Berlin-Klausel. 

Ich bitte namens des Rechtsausschusses das Hohe 
Haus, das Ratifikationsgesetz unverändert anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 9. Juni 1961 

Dr. Wahl 

Berichterstatter 

Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2585 — • unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 9. Juni 1961 


Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Dr. Wahl 

Berichterstatter 
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